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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Als erste Kantonalpartei nominierte die Freiburger CVP mit Joseph Deiss ihren
Kandidaten. Mit den Nationalräten Remigio Ratti (TI), Peter Hess (ZG), Adalbert Durrer
(OW), Jean-François Roth (JU) sowie Ständerat Bruno Frick (SZ) wurden von den dafür
zuständigen Kantonalsektionen weitere männliche Bewerber angemeldet. Dabei wurde
von den Medien die Kandidatur von Parteipräsident Durrer als für die CVP nicht ganz
unproblematisch erachtet, da davon ausgegangen werden konnte, dass die Fraktion
nicht darum herumkommen würde, neben einer Frau auch ihren Präsidenten zu
nominieren, was die Chancen einer „lateinischen“ Kandidatur gefährden würde. Der in
den letzten Jahren von vielen Medien als Kronfavorit für einen CVP-Bundesratsposten
gehandelte St. Galler Nationalrat Eugen David verzichtete angesichts der beiden
aussichtsreichen weiblichen Kandidatinnen aus der Ostschweiz darauf, sich um eine
Nomination zu bewerben. Die Auswahl von weiblichen Kandidatinnen der CVP war nicht
ganz ohne Probleme. National bekannte Politikerinnen, wie etwa die Nationalrätinnen
Judith Stamm (LU) oder Rosmarie Zapfl (ZH), welche 60 und mehr Jahre zählen, wurden
parteiintern als zu alt beurteilt. Von den kantonalen Regierungsrätinnen stellten sich
einige, welche auch national über einen gewissen Bekanntheitsgrad verfügen, nicht zur
Verfügung (Brigitte Mürner, LU, Elsbeth Schneider, BL). Von ihren Kantonalsektionen als
offizielle Kandidatinnen angemeldet wurden schliesslich die Regierungsrätinnen Rita
Roos (SG) und Ruth Metzler (AI).

Zur Nachfolge von Arnold Koller präsentierte die CVP-Fraktion Ruth Metzler und Rita
Roos, ohne sich für eine der beiden zu entscheiden. Sogar ein Dreierpack mit
Parteipräsident Durrer sowie Deiss und Ratti schlug sie für den zweiten Bundesratssitz
vor. Die Fraktionen der anderen Bundesratsparteien verzichteten darauf,
Empfehlungen für die Wahl abzugeben und der Anspruch der CVP auf die
Wiederbesetzung der beiden Sitze wurde weiterhin von keiner Seite in Frage gestellt. 1

ANDERES
DATUM: 10.03.1999
HANS HIRTER

Nach einer bisher in der Schweiz bei Bundesratswahlen noch nie gesehenen medialen
Kampagne, während welcher die potentiellen Bewerber und Bewerberinnen nicht nur in
zahlreichen Presseartikeln vorgestellt wurden, sondern sich auch in diversen
Fernsehkanälen in Diskussionssendungen massen, fand am 11. März die Wahl durch die
Vereinigte Bundesversammlung statt. Zuerst wurde die Nachfolgerin von Koller
bestimmt. Im ersten Wahlgang erreichte hinter den beiden offiziellen Kandidatinnen
die nicht kandidierende Solothurner Ständerätin Simmen (cvp) 33 Stimmen. Im zweiten
Wahlgang lagen die beiden CVP-Kandidatinnen mit je 122 Stimmen gleichauf und im
dritten wurde Ruth Metzler mit 126 Stimmen bei einem absoluten Mehr von 123
Stimmen gewählt. Um einiges länger dauerte die Wahl für den Nachfolger von Flavio
Cotti. Vom ersten bis zum vierten Wahlgang erhielten nicht die von der CVP-Fraktion
empfohlenen Kandidaten Ratti, Durrer und Deiss am meisten Stimmen, sondern Jean-
François Roth und Peter Hess. Remigio Ratti schied nach dem dritten, Parteipräsident
Durrer nach dem vierten Wahlgang aus. Mit nur einer Stimme Vorsprung (120:119 bei
einem absoluten Mehr von 120) setzte sich schliesslich Joseph Deiss gegen Hess durch.
Zu Departementsrochaden kam es nicht. Am 1. Mai übernahm Metzler das Justiz- und
Deiss das Aussenministerium. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 11.03.1999
HANS HIRTER
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Der CVP-Wahlparteitag anfangs Juli in Hergiswil (NW) wurde ebenfalls nach
amerikanischen Vorbildern organisiert. Die Veranstaltung diente weniger einer
inhaltlichen Diskussion der Wahlkampfthemen als vielmehr einer Motivierung für
Kandidatinnen und Kandidaten. Emotionale Reden wurden umrahmt mit Showeinlagen
sowie Pop- und Volksmusik-Darbietungen. Die neuen Bundesräte Metzler und Deiss
wurden als Hoffnungsträger besonders prominent ins Bild gesetzt. Schwerpunkte der
Ansprachen bildeten die Verbesserung der Beziehungen mit der EU (Bundesrat Deiss),
ein wirksames Vorgehen gegen illegale Einwanderer (Bundesrätin Metzler), die
Aufforderung zur Stärkung des „Wir-Gefühls“ und Angriffe gegen die „Neinsager und
Querulanten“ in den Reihen der SVP (Parteipräsident Durrer) und die Formulierung des
Wahlziels „Dritte Kraft im Lande“ (Brigitte Hauser). Einige Wochen vor den Wahlen
propagierte die CVP in seitengrossen Inseraten ihre Wahlbekenntnisse für eine
zukunftsgerichtete Zusammenarbeit mit der EU und für eine „vorurteilsfreie
Flüchtlingspolitik“. Wiederum wurden die Bundesräte Metzler und Deiss sowie
Parteipräsident Durrer als Zugpferde ins Bild gesetzt. 3

WAHLEN
DATUM: 17.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Ende Mai stellte der Bundesrat die Elemente der künftigen Raumordnungspolitik der
Schweiz vor. Er leitete dem Parlament eine Teilrevision des RPG zu, die auf eine
„kontrollierte“ Lockerung der Bau- und Nutzungsvorschriften in den
Landwirtschaftszonen abzielt und dafür sorgen soll, dass die Landwirtschaft künftig
besser auf die neuen Herausforderungen reagieren kann. Die Revisionsarbeiten gehen
auf eine Motion des Berner SVP-Ständerates Ulrich Zimmerli zurück. Die Teilrevision
schlägt Änderungen auf zwei Ebenen vor: Zum einen soll die Zonenkonformität für
Bauten und Anlagen in der multifunktionellen Landwirtschaftzone neu umschrieben
werden, zum anderen sollen Bauten, die infolge des Strukturwandels für den bisherigen
Zweck nicht mehr benötigt werden, unter strengen Voraussetzungen auch zu
landwirtschaftsfremden Zwecken umgenutzt werden dürfen. Kernstück der
Neuumschreibung der Zonenkonformität bildet der künftige Verzicht auf die
Unterscheidung zwischen bodenabhängiger und bodenunabhängiger Bewirtschaftung.
Als zonenkonform sollen künftig all jene neuen Bauten und Anlagen gelten, die
unabhängig von der Produktionsweise für Landwirtschaft oder Gartenbau unerlässlich
sind und im Interesse einer längerfristigen Betriebsführung erstellt werden. Damit
werden Hors-sol-Gewächshäuser und Mastbetriebe künftig gleich behandelt wie
bodenabhängige Landwirtschaft. Der Bundesrat unterstrich jedoch, dass ihr
Entwicklungspotential beschränkt bleiben solle und hielt die Kantone dazu an,
Landwirtschaftszonen weiterhin zu unterscheiden.

Als weiterer wichtiger Revisionspunkt wird die Möglichkeit eröffnet, funktionslos
gewordene Bauten zu landwirtschaftsfremden Zwecken umzunutzen. So sollen
Landwirte nicht mehr benötigte Bauernhäuser als Wohn- und Ferienhäuser nutzen
können. Möglich sind bauliche Veränderungen, um etwa Ferien auf dem Bauernhof
anbieten zu können, Kantone dürfen künftig aber auch rechtskonform zulassen, dass
leerstehende Bauernhäuser von Personen bewohnt werden, die nicht oder nicht mehr
in der Landwirtschaft tätig sind. Die Umnutzung bleibt aber auf das zum Zeitpunkt der
Bewilligungserteilung vorhandene Bauvolumen beschränkt. Mit dieser Regelung würden
auch zahlreiche ohne Bewilligung in Ferienhäuser umgebaute Rustici und Maiensässen
legalisiert. Schliesslich soll die Landwirtschaftszone für gewerbliche Nutzungen
zugänglich gemacht werden. Dabei beharrte der Bundesrat aber darauf, dass eine
gewerbliche Nutzung eng an die Landwirtschaft angelehnt sein und die gewerbliche
Tätigkeit - gemessen am Haupterwerb - von untergeordneter Bedeutung bleiben muss.
Von der Kompetenz vollständiger Zweckänderungen bestehender Gebäude für beliebige
gewerbliche Tätigkeiten in der Landwirtschaftszone, wie sie die von Adalbert Durrer
(cvp, OW) präsidierte Expertenkommission vorgeschlagen hatte, und die von
Gewerbekreisen im letztjährigen Vernehmlassungsverfahren stark kritisiert worden war,
sah er ab. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.05.1996
EVA MÜLLER
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Eine Empfehlung von Ständerat Hofmann (svp, ZH) verlangte die Zusammenfassung der
Raumordnungsfachstellen in der Bundesverwaltung. Bei der anstehenden
Zusammenlegung des BWA mit dem Bawi sei es sinnvoll, die Abteilung Regionalpolitik
des BWA mit dem bestehenden Bundesamt für Raumplanung zu einem neuen
Bundesamt für Raumordnung zusammenzufassen. Die Empfehlung wurde in der
Sommersession des Ständerates mit deutlicher Mehrheit überwiesen. Während
derselben Sitzung wurde eine weitere Empfehlung Hofmann überwiesen (99.3055), die
vom Bundesrat eine Aufstockung des Personalbestandes des Bundesamtes für
Raumplanung verlangt. Der Vorstoss wurde damit begründet, dass das Bundesamt mit
der Annahme des revidierten Raumplanungsgesetzes durch das Volk vor neuen
Aufgaben stehe. Die Vereinheitlichung des Vollzugs sowie die vermehrte Koordination
zwischen den Kantonen erforderten zusätzliches Personal. Ein gleich lautendes Postulat
Durrer (cvp, OW) (99.3145) wurde vom Nationalrat in der Herbstsession überwiesen. 5

ANDERES
DATUM: 10.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Das Parlament nahm das Realisierungsprogramm 2000-2003 zur
Raumordnungspolitik zur Kenntnis, das der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt hatte.
Namens der vorberatenden UREK kritisierten Durrer (cvp, OW) und Schmid (cvp, VS) die
zu einseitige Gliederung in ländliche und städtische Räume. Forster (fdp, SG) hielt das
Steuerungspotential für bescheiden. Deshalb falle die Bilanz über den Vollzug des
Realisierungsprogrammes ernüchternd aus. Raumplanung solle vermehrt als
Verbundsaufgabe wahrgenommen werden, wenn sie nicht zum Papiertiger verkommen
solle. Der Ständerat verabschiedete eine Empfehlung, in der er den Bundesrat
aufforderte, die Sachpläne Verkehr in einem einzigen Plan zusammenzufassen, die
Umweltanforderungen besser auf die Gebote der räumlichen Konzentration
abzustimmen, eine Agglomerationspolitik über die Kantonsgrenzen hinweg aufzubauen
und dabei alle Beteiligten (Kantone, Gemeinden) einzubeziehen und die
Raumordnungspolitik vermehrt in die europäische Raumplanung einzubinden.
Ausserdem überwies die kleine Kammer eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene
Motion Nabholz (fdp, ZH) (00.3510), die die Schaffung eines raumplanerischen
Vollzugsförderprogramms zur Einschränkung des hohen Bodenverbrauchs verlangt. 6

BERICHT
DATUM: 06.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Wohnungsbau und -eigentum

Am 7. Februar kam die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes zur Abstimmung. Auf der Gegnerseite wurde vor der
Abstimmung durch den Mieterverband und den Gewerkschaftsbund eine intensive
Kampagne geführt. Der Mieterverband stellte in grossen Zeitungsinseraten die Fairness
der Vorlage in Frage. Der Eigenheimbesitzer sei nach dem geltenden Gesetz bereits
bevorzugt, weil er im Gegensatz zu den Mieterinnen und Mietern einen Teil der
Aufwendungen fürs Wohnen von den Steuern abziehen könne. Mit seiner Initiative wolle
nun der Hauseigentümerverband zusätzlich eine Reduktion des Eigenmietwertes und
damit ein weiteres Steuergeschenk erwirken. Auch die Parteileitung der SP empfahl die
Initiative einstimmig zur Ablehnung. Ein überparteiliches Komitee «Nein zur
Hauseigentümer-Initiative», welches durch die Ständeräte Zimmerli (svp, BE) und Beerli
(fdp, BE) präsidiert wurde und welchem über 100 Parlamentarier beigetreten waren,
warnte vor Steuererhöhungen und Kürzungen im Sozialbereich, die nach der Annahme
notwendig würden. Schützenhilfe erhielten die Gegner der Initiative auch durch
Bundesrat Villiger, der auf die enormen Steuerausfälle hinwies. Die kantonalen
Finanzdirektoren schlugen ebenfalls Alarm. Sie bezifferten die jährlichen Steuerausfälle
in neun untersuchten Kantonen insgesamt auf über CHF 500 Mio.

Auf der Befürworterseite machten sich in erster Linie Exponenten des
Hauseigentümerverbandes für die Initiative stark. Sie präsentierten eine Studie des
Basler Wirtschaftsprofessors Tobias Studer (erschienen im März 1997 im Auftrag des
HEV), wonach die Initiative zu einer starken Zunahme der privaten Bauinvestitionen und
damit zu Steuermehreinnahmen führen würde. Die SVP beschloss mit 235 zu 22
Stimmen – entgegen der Meinung ihrer Kantonalsektionen Graubünden, Jura und
Appenzell-Ausserrhoden – deutlich die Ja-Parole.

FDP und CVP taten sich schwer damit, eine Parole zu verabschieden. Die
Delegiertenversammlung der FDP spaltete sich in zwei fast gleich grosse Lager.
Bundesrat Kaspar Villiger und Parteipräsident Steinegger plädierten für die Nein-Parole,
weil die Initiative hauptsächlich jenen diene, die bereits Wohneigentum besässen und
sich hinter der Vorlage heimliche Subventionen in Milliardenhöhe verbergen würden.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.02.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Für die Initiative sprach Nationalrat Dettling (fdp, SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes. Zum Schluss obsiegten die Gegner mit 101 zu 83 Stimmen. In
der Folge fassten nicht weniger als 16 Kantonalsektionen die Ja-Parole. Das knappe Nein
wurde von Steinegger als Auftrag verstanden, nach erfolgreicher Sanierung der
Bundesfinanzen die allgemeinen Steuersätze zu senken. Die Parteispitze schlug den
Delegierten zudem vor, auf die Abschaffung des Eigenmietwertes bei gleichzeitiger
Streichung des Schuldzinsabzugs hinzuarbeiten. Die Abzüge für den Unterhaltsaufwand
hingegen sollen beibehalten werden. Die Parole der CVP, die an der
Delegiertenversammlung vom 17. Januar gefasst wurde, war im Vergleich zur FDP
deutlicher ausgefallen. Nationalrat Baumberger (cvp, ZH), seinerseits Vorstandsmitglied
des Hauseigentümerverbandes, versuchte seine Partei vergeblich für eine Zustimmung
zur Initiative zu gewinnen. Mit 215 gegen 68 stimmten die Delegierten gegen die
Annahme der Initiative und folgten damit dem Apell ihres Parteipräsidenten Durrer, an
den Beschlüssen des Runden Tisches zur Haushaltssanierung festzuhalten.

In der Abstimmung lehnte das Schweizer Stimmvolk die Initiative «Wohneigentum für
alle» mit 58,7% Neinstimmen ab. Nur die Kantone Aargau, Glarus und Schwyz hiessen
die Initiative gut. Am klarsten gegen die Vorlage gestimmt haben städtische Gebiete
(Basel-Stadt 79,4%), aber auch ländliche Kantone wie Uri oder Graubünden lehnten die
Initiative mit mehr als 60% Nein ab. Überdurchschnittlich stark fiel die Ablehnung auch
in der französischen Schweiz 

Eidgenössische Volksinitiative „Wohneigentum für alle“
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,2%
Ja: 721'717 (41,3%) / 3 Stände
Nein: 1'025'025 (58,7%) / 17 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP (3*), FP, Lega, LP (3*), SD; Baumeisterverband, SGV, Bauernverband.
– Nein: SP, FDP (16*), CVP (2*), GP, LdU, EVP, PdA, EDU; SGB, VSA, Mieterinnen- und
Mieterverband, Hausverein Schweiz, CNG.
– Stimmfreigabe: Vorort
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 7

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Ausgehend von einer parlamentarische Initiative Haering Binder (sp, ZH) unterbreitete
die Rechtskommission des Nationalrates eine Revision der Strafgesetzbestimmungen
über den Schwangerschaftsabbruch. Gemäss der Mehrheit der Kommission sollte der
Abbruch während der ersten 14 Wochen der Schwangerschaft auf Verlangen der Frau
und unter Mitwirkung eines Arztes oder einer Ärztin möglich sein, nach dieser Frist nur
noch nach den strengeren Massstäben der heutigen Regelung. Nach dem geltenden
Recht braucht es zwei Ärzte oder Ärztinnen, die einen Abbruch für angezeigt halten,
weil die Frau einen schweren körperlichen oder psychischen Schaden erlitte, wenn sie
das Kind austrüge. Diese Liberalisierung ging dem Bundesrat zu weit. Er meinte, der
Staat müsse darauf hinwirken, dass eine sorgfältige Güterabwägung zwischen den
Rechten der Frau und dem Schutz des ungeborenen Lebens stattfindet. In seiner
Stellungnahme votierte er für das im Vorjahr von den CVP-Frauen in die Diskussion
gebrachte ”Schutzmodell mit Beratungspflicht".Nach einer Kaskade von
Variantenabstimmungen befürwortete der Nationalrat den Vorschlag seiner
Kommission für eine Fristenlösung in den ersten 14 Wochen der Schwangerschaft. Die
Zürcher SP-Abgeordnete Haering Binder stellte in der vorgängigen Diskussion fest, dass
nach den Erfahrungen im In- und Ausland Verbote keine Abbrüche verhindern, eine
Liberalisierung sie aber auch nicht fördert. Nach ihrem Verständnis von
Rechtssicherheit gehe es auch darum, die in der Schweiz entstandene Kluft zwischen
dem landesweit geltenden restriktiven Recht und der in vielen Kantonen gelebten
liberalen Rechtswirklichkeit zu schliessen. Der Staat habe nicht die Moral
vorzuschreiben; er solle optimale Rahmenbedingungen schaffen, damit die schwangere
Frau ohne Zwang in Eigenverantwortung entscheiden kann. Dazu gehöre

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.1998
MARIANNE BENTELI
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selbstverständlich auch ein breites Beratungsangebot. Die Beratung müsse aber
freiwillig sein, weil eine Verpflichtung nur wieder neue Abhängigkeiten schaffe.
Unterstützt wurde sie von Vallender (AI) als Sprecherin der FDP-Fraktion.Ganz anderer
Ansicht waren viele ihrer männlichen Kollegen aus dem rechtsbürgerlichen Lager,
welche bei der heutigen Regelung bleiben wollten. Die extreme Gegenposition vertrat
die von der SP zu den Grünen übergetretene Baslerin von Felten. Sie beantragte die
ersatzlose Streichung aller Artikel zum Schwangerschaftsabbruch aus dem Strafrecht.
Mit dem Votum ihres Parteipräsidenten Durrer (OW) plädierte die CVP für ihr Modell
mit obligatorischer Beratungspflicht, doch wurde dieses schliesslich mit 106 zu 56
Stimmen abgelehnt. Der Kommissionsvorschlag passierte schliesslich mit 98 zu 73
Stimmen.Im Anschluss an diese Beratung hiess der Nationalrat eine Motion Engler (cvp,
AR), welche einen Ausbau des Beratungsangebots zur Verringerung der Zahl der
Abtreibungen verlangte, auf Antrag des Bundesrates, der auf die grundsätzliche
Kantonskompetenz in diesem Bereich verwies, in der Postulatsform gut. 8

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Während die Anrufung Gottes in der Präambel der revidierten Bundesverfassung im
Ständerat oppositionslos genehmigt wurde, führte dies im Nationalrat zu einem ersten
Schlagabtausch zwischen den politischen Lagern. Im Namen einer
Kommissionsminderheit stellte Gross (sp, ZH) den Antrag, die Gottesanrufung sei zu
streichen. Er machte geltend, diese sei zu einer Floskel geworden und vermöge einer
modernen Verfassung nicht mehr zu genügen. Gross schlug vor, im ersten Satz lediglich
die von der Verfassungskommission zusätzlich vorgeschlagene (und vom Rat auch
eingefügte) «Verantwortung gegenüber der Schöpfung» zu erwähnen. Seine
Argumentation stiess auf massiven Widerspruch. Fritschi (ZH) warnte namens der FDP-
Fraktion davor, ausgerechnet das traditionellste aller traditionellen Elemente aus der
Verfassung zu kippen. Er meinte, das wäre ein kontraproduktives Vorgehen, welches in
der Volksabstimmung zur sicheren Ablehnung der ganzen Verfassungsreform führen
würde. Föhn (SZ) verwies für die SVP darauf, dass die Schweiz ein Teil des christlichen
Abendlandes sei und eine Anrufung Gottes deshalb nie eine Floskel sein könne. Als
Vertreter der CVP warnte Durrer (OW) davor, mit der christlichen Tradition zu brechen
und eine neue Wertordnung zu schaffen. Unterstützung fanden die Gegner des Antrags
bei Bundesrat Koller. Mit der Anrufung Gottes werde eine alte Tradition fortgesetzt, die
in der Vernehmlassung auf ein überaus positives Echo gestossen sei. Die Verankerung
von «Gott dem Allmächtigen» sollte laut Koller klarmachen, dass eine höhere Macht
über Mensch und Staat steht. Nachdem mehrere Eventualanträge, die zumindest eine
Lockerung der Formulierung verlangten, keine Mehrheit gefunden hatten, wurde der
Antrag Gross mit 105 zu 53 Stimmen klar abgelehnt. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1998
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Innerhalb von nur einem Jahr besetzten alle vier Bundesratsparteien und die Grünen
die meisten Spitzenämter neu. Es fand eine Verlagerung vom Berg ins Tal, vom Land in
die Stadt und teilweise von der Zentral- in die Ostschweiz statt: Nachdem im Oktober
2000 die SP Christiane Brunner zur Präsidentin gewählt hatte, folgte im April 2001 die
FDP, als Franz Steinegger nach über zwölf Jahren Gerold Bührer das Amt übergab. Einen
Monat später wählte die CVP Philipp Stähelin zum Nachfolger von Adalbert Durrer. Im
Oktober schliesslich bestimmten die Grünen ein Kopräsidium mit Ruth Genner und
Patrice Mugny, das Ruedi Baumann ablöste. In den Generalsekretariaten übernahmen
überwiegend Junge die Leitung oder das Amt des Pressesprechers: Im Vorjahr hatten
bei der FDP Guido Schommer Johannes Matyassy und bei der SP Reto Gamma Jean-
François Steiert als Generalsekretär ersetzt. Im Berichtsjahr folgte bei der SVP Gregor
Rutz auf Jean-Blaise Defago und bei der CVP Reto Nause auf Hilmar Gernet. Auch die
Parteisprecher wechselten: Bei der FDP ist neu die 32-jährige Barbara Perriard, bei der
SVP der 29-jährige Yves Bichsel, bei der CVP die 25-jährige Béatrice Wertli und bei der

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH
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SP Jean-Philippe Jeannerat (47) zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit. 10

Grosse Parteien

Nach nur zwei Jahren im Amt gab Parteipräsident Anton Cottier, dem auch
parteiintern Profillosigkeit vorgeworfen wurde, seinen Rücktritt auf Anfang 1997
bekannt. Als Nachfolge nominierte die CVP im November ein Führungstrio mit Adalbert
Durrer (OW) als Präsidenten und Rosmarie Zapfl (ZH) sowie François Lachat (JU) als
Vizepräsidenten. Alle drei gehören erst seit 1995 dem Nationalrat an. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.11.1996
EVA MÜLLER

Die in den letzten Jahren wenig erfolgreiche CVP bekundigte den klaren Willen, ihren
Rang als drittstärkste Partei vor der SVP zu verteidigen und den 1994 begonnenen
parteiinternen Erneuerungsprozess zu vertiefen und zu beschleunigen. Drei
Arbeitsgruppen gingen ans Werk; sie befassten sich mit der Zukunft der Partei (Gruppe
Eugen David), mit der Programmatik (Gruppe Bruno Frick) und mit den eigentlichen
Parteistrukturen (Gruppe Adalbert Durrer). 
Gestützt auf deren Vorarbeit wurden im November an einem Parteitag in Biel
inhaltliche und organisatorische Neuerungen verabschiedet. Programmatisch
präsentierte sich die CVP als jene aktive Gegenkraft zu den Parteien, die die Schweiz
polarisierten und lähmten und betonte ihren Führungsanspruch im politischen
Zentrum. Von der Rolle der Mehrheitsbeschafferin will sie wegkommen und vermehrt
eigenständige Positionen erarbeiten. Im Wirtschaftsbereich reklamierte die CVP
bezüglich der KMU-Politik (kleine und mittlere Unternehmen) die Führungsrolle; sie will
ausserdem zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen einen neuen
«contrat social» initiieren. 
Als zweiten Schwerpunkt nannte die Partei die soziale und familiäre Sicherheit. Die
Delegierten sprachen sich für Kinderzulagen von mindestens 200 CHF pro Monat aus
sowie - gegen den Widerstand des Wirtschaftsflügels - für die Schaffung einer
Mutterschaftsversicherung für Mütter im unteren und mittleren Einkommensbereich.
Diese soll ohne zusätzliche Lohnprozente über die Erwerbsersatzordnung finanziert
werden. Andererseits sprach sich die CVP für eine Stabilisierung der schweizerischen
Sozialleistungsquote auf dem heutigen Niveau aus. Ein allfälliger Ausbau einzelner
Sozialwerke müsste folglich bei anderen kompensiert werden. Ihre Haltung gegenüber
dem europäischen Einigungsprozess will die CVP 1997 endgültig klären.

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.11.1996
EVA MÜLLER

Zu Beginn des Jahres wurde Nationalrat Adalbert Durrer (OW) als Nachfolger von Anton
Cottier (FR) erwartungsgemäss und einstimmig zum neuen CVP-Präsidenten gewählt.
Rosmarie Zapfl (ZH) wurde als Vizepräsidentin bestätigt und François Lachat (JU) neu
zum zweiten Vizepräsidenten gewählt. Neuer Generalsekretär wurde nach dem
Rücktritt von Raymond Loretan der Journalist Hilmar Gernet. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.06.1997
EVA MÜLLER

Nach rund siebenjähriger Tätigkeit trat der Zuger Nationalrat Peter Hess als Präsident
der CVP-Bundeshausfraktion zurück. Er begründete seinen Schritt u.a. damit, dass ein
periodischer Wechsel in wichtigen Führungspositionen notwendig sei und die
Erneuerung der Parteispitze nach der Neubesetzung des Präsidentenamtes (Durrer) und
der Wahl des Generalsekretärs (Gernet) von 1997 abgeschlossen werden müsse. Auf
Vorschlag der «Groupe Latin» wurde der Genfer Nationalrat Jean-Philippe Maitre mit
23 zu 19 Stimmen vor dem Freiburger Joseph Deiss zum neuen Fraktionschef gewählt. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.09.1998
URS BEER

Eine Woche nach der massiven Niederlage der CVP bei den Parlamentswahlen in Zug
kündigte Parteipräsident Durrer anlässlich einer Delegiertenversammlung vom 31.
Oktober in Muttenz an, das Image als blosse Mehrheitsbeschafferin abzulegen und
vermehrt «Krallen und Zähne» zu zeigen. Trotz inhaltlicher, personeller und
organisatorischer Erneuerung sei die erwünschte Trendwende bei der Wählergunst
noch nicht herbeigeführt worden. Als Ursachen für die Krise ortete er interne Querelen,
eine mangelnde Identifikation vieler Mandatsträger mit der Partei sowie den Mangel an
profilierter Themenführerschaft. Die CVP nehme sich künftig das Recht heraus, bei
Bedarf vermehrt Nein zu sagen, ohne der SVP die Rolle des ständigen Neinsagers
streitig machen zu wollen. Für den Wahlkampf 1999 sollen die Prioritäten auf die
Probleme der Arbeitslosigkeit, der Migrations- sowie der Sozialpolitik gelegt werden. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.1998
URS BEER
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Von grosser Bedeutung für die CVP waren die Rücktritte ihrer Bundesräte Koller und
Cotti nach jeweils zwölf Jahren Amtszeit auf Ende April. Der Rücktritt von Arnold Koller
war erwartet worden. Dass nun auch Cotti sein Amt niederlegte, galt als Überraschung.
Der CVP wurde vorgeworfen, sie wolle mit der Doppelvakanz ihre Partei vor den
Wahlen ins Gespräch bringen und zudem ihre beiden Bundesratssitze auf längere Frist
sichern. In der Presse wurden sogar Mutmassungen laut, die beiden Bundesräte würden
nicht aus freien Zügen aus dem Amt zurücktreten. Die beiden Betroffenen und
Parteipräsident Durrer (OW) bestritten jedoch jedes parteipolitische Kalkül. Dass einer
der beiden Sitze von einer Frau besetzt werden sollte, galt parteiintern als unumstritten
und wurde auch von breiten Kreisen der Öffentlichkeit erwartet. Die Kantonalsektionen
meldeten insgesamt sechs männliche und zwei weibliche Kandidaturen an. Dass sich
darunter auch Parteipräsident Durrer befand, sorgte vor allem in den Reihen der CVP-
Politiker der Westschweiz für einige Unruhe, sah man dadurch doch die Wahlchancen
der eigenen Kandidaten (Deiss, FR und Roth, JU) gefährdet. Im März wählte die
Bundesversammlung die Innerrhoder Regierungsrätin Ruth Metzler knapp vor der St.
Galler Regierungsrätin Rita Roos als Nachfolgerin für Koller zur Bundesrätin und den
Freiburger Nationalrat Joseph Deiss als Nachfolger für Cotti zum Bundesrat. Am 1. Mai
übernahm Metzler das Justiz- und Deiss das Aussenministerium. Bei der
Bestätigungswahl des Gesamtbundesrates im Dezember zahlte sich die Neubesetzung
der beiden CVP-Sitze aus. Obwohl die CVP – gemessen am Wähleranteil – von der SVP
überholt worden war, richtete sich deren Anspruch auf einen zusätzlichen Sitz nicht
gegen die beiden Neuen der CVP, sondern gegen die SP. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

In seiner Ansprache zum Nationalfeiertag vertrat Durrer die These vom Ende der
Konkordanz. In kaum einem anderen Land würden Parteien mit mittlerweile derart
unterschiedlichen Grundüberzeugungen (insbesondere in der Steuer-, Sicherheits- und
Integrationspolitik) eine Regierung bilden. An die Stelle des offenen Dialogs sei ein
aggressiver Politstil getreten. Durrer propagierte eine von Legislatur zu Legislatur neu
zu bestimmende Regierungszusammensetzung, die aufgrund eines Basiskonsensus in
zentralen Fragen gebildet werden müsste. Bei der Ersatzwahl für den SVP-Bundesrat
Ogi vom Dezember zeigte allerdings die CVP-Fraktion kein Interesse an den Plänen der
SP, die SVP aus der Regierung zu werfen. 16

ANDERES
DATUM: 03.08.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Januar bestätigten die Christlichdemokraten an ihrer Delegiertenversammlung in
Bern vorerst nur Parteipräsident Adalbert Durrer sowie die Mitglieder des
Vizepräsidiums Rosmarie Zapfl und François Lachat in ihren Funktionen. Während
Fraktionschef Jean-Philippe Maître von Amtes wegen Einsitz im Präsidium nahm, sollten
die restlichen drei Sitze erst an der nächsten Delegiertenversammlung vom Mai besetzt
werden. Viele Kantonalsektionen forderten, die Leitung mit politischen
Schwergewichten zu besetzen und die Partei politisch weiter rechts auszurichten, um
der SVP Einhalt zu gebieten. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.01.2001
MAGDALENA BERNATH

Überraschend beschlossen die CVP-Delegierten gegen die Empfehlungen von
Bundesrat und Parlament und ihres Präsidenten Adalbert Durrer mit 189:148 Stimmen
bei drei Enthaltungen die Ja-Parole für die EU-Beitrittsinitiative. Ausser Basel, Bern
und Freiburg beschlossen alle übrigen CVP-Kantonalsektionen die Nein-Parole. Nach
der Abstimmung gab sich Durrer überzeugt, dass die Ja-Parole der CVP Schweiz zu
weiteren Stimmenverlusten an die SVP im Aargau und in Solothurn geführt habe. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Mitte März gab Adalbert Durrer überraschend seinen Rücktritt als Parteipräsident und
ab Herbst auch als Nationalrat bekannt. Er wechselte anschliessend als PR-Direktor zur
Grossbank UBS. Bald wurde die Forderung laut, dass auch die beiden Vizepräsidenten,
die wegen ihrer pro-EU Politik kritisiert wurden, neuen Leuten Platz machen müssten.
Vom neuen Präsidium wurde verlangt, dass es die verschiedenen Strömungen der Partei
vereinen könne. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.03.2001
MAGDALENA BERNATH
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Anfang September gab der Genfer Nationalrat Jean-Philippe Maître seinen Rücktritt als
Fraktionschef auf Ende Herbstsession bekannt. Er hatte die Fraktion vier Jahre lang
geleitet. Zu seinem Nachfolger wählten die Christlichdemokraten mit dem Walliser
Jean-Michel Cina ihr jüngstes Fraktionsmitglied. Der 39-jährige Cina ist seit 1999
Nationalrat und war 2001 als Kandidat für die Nachfolge des zurücktretenden
Parteipräsidenten Adalbert Durrer im Gespräch, verzichtete aber auf eine Kandidatur. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.09.2002
MAGDALENA BERNATH

1) BaZ, 20.1.99 (FR); NZZ, 27.1.99 (JU und TI); BZ, 30.1.99 (OW); SGT, 3.2.99 (SZ); Presse vom 4.2.99 (ZG); Bund, 10.2.99 (David).
Zur Kritik an Durrers Kandidatur siehe etwa LT und Lib., 30.1.99.; Presse vom 3.3.99 (CVP); NZZ, 10.3.99 (übrige Parteien).; TA,
21.1. (Mürner) und 26.1.99 (Schneider); So-Blick, 24.1.99; SGT, 13.2 (Metzler) und 14.2.99 (Roos).
2) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 619 ff.; Presse vom 12.3.99.; Presse vom 17.3.99. Zu den in den Medien angestellten Spekulationen
zu allfälligen Departementsrochaden siehe AZ und SGT, 13.3.99.; Vgl. NZZ, 6.3., 16.3. und 22.3.99 sowie Bund, 13.3.99.
3) Presse vom 5.7.99; SGT, 29.9.99
4) BBl, 1996, III, S. 513 ff.; Presse vom 29.5.96; Lit. „Bundesamt für Raumplanung (1996). Raumplanung und Landwirtschaft:
Auf dem Weg zu einer neuen Partnerschaft?“
5) AB NR, 1999, S. 2195 f.; AB SR, 1999, S. 411 ff.; AB SR, 1999, S. 421 f.
6) AB NR, 2001, S. 7 ff.;  Informationshefte Raumplanung, 2001, Nr. 1/2.; AB SR, 2001, S. 203 ff.
7) BBl., 1999, S. 2912 ff.; NZZ, 14.12.98; BaZ, 8.1.99.; NZZ, 18.1.99.; NZZ, 19.12.98; TA, 5.1.99; Presse vom 7.1.99.; Presse vom
11.1.99 (FDP); AZ, 18.1.99 (CVP). Siehe auch Bund, 8.2.99.; Presse vom 8.2.99.
8) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1989 ff.; BBl,1998, S.3005 ff. und 5376 ff. (Stellungnahme BR). Vgl. SPJ 1997, S. 298.
9) AB NR, 1998, S.618 ff.; AB SR, 1998, S. 21 ff.
10) LT, 16.3. und 21.3.0; BZ, 17.7.01.3
11) Presse vom 22.11.96
12) Presse vom 18.1., 20.1. und 30.6.97
13) Presse vom 27.6.und 12.9.98
14) Presse vom 31.10. und 2.11.98
15) Presse vom 14.1., 18.1. und 15.3.99
16) BaZ, 3.8.00.
17) SoZ, 21.1.01; Presse vom 22.1.01. Zur Besetzung des Präsidiums: SoZ, 14.1.01; NZZ, 17.1.01; SGT, 19.1.01. 
18) SoZ, 21.1.01; Presse vom 22.1.01. Zu den mögliche Folgen des Entscheids für die CVP: Presse vom 23.1. und 6.3.01. 
19) Presse vom 16.3. und 17.3.01. 
20) Presse vom 7.9., 18.9. und 25.9.02.
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